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Frauenstimmrecht
Kanton Nidwaiden
Am gleichen Sonntag wie die Männer von
Appenzell Ausserrhoden an der Landsge-
meinde in Trogen befassten sich auch die
Stimmbürger von Nidwaiden im Ring zu
Wil an der Aa mit der Frage des Frauen-
stimm- und -Wahlrechtes. Mit überwälti-
gendem Mehr nahmen sie eine Vorlage an,
die den Frauen die politischen Rechte auf
kantonaler Ebene einräumt. Auf Grund die-
ses Entscheides sind die Nidwaldnerinnen
nun auf allen Ebenen politisch gleichbe-
rechtigt und können an der nächsten
Landsgemeinde teilnehmen.

Kanton Obwalden
Auf dem Landenberg wurde von der Ob-
waldner Landsgemeinde ohne Gegenan-
trag ein Initiativbegehren auf Einführung
des integralen Frauenstimmrechts in kan-
tonalen Angelegenheiten angenommen.
Damit ist der Kantonsrat verpflichtet, in-
nert zwei Jahren eine entsprechende Vor-
läge zuhanden einer Urnenabstimmung
auszuarbeiten. Nachdem der Obwaldner
Justizdirektor vor der Landsgemeinde an-
gekündigt hat, ein Urnengang könnte
schon wenige Monate nach Annahme des
Initiativbegehrens erfolgen, besteht die
Möglichkeit, dass auch die Obwaldner
Landsgemeinde zum letzten Mal unter
Ausschluss der Frauen stattgefunden hat.

Kanton Glarus
Zum ersten Mal in der jahrhundertealten
Geschichte der Glarner Landsgemeinde
fanden die Frauen Einlass in den Ring. Er
war, in Hinblick auf die grössere Zahl von
Stimmbürgern, erweitert worden, und es
zeigte sich, dass die Mitwirkung der Frau-
en die Durchführung der Landsgemeinde

nicht in Frage stellt. Um möglichst vielen
Frauen die Teilnahme an diesem histori-
sehen Ereignis zu erlauben, organisierte
die Glarner Frauenzentrale am Landsge-
meindesonntag in allen Gemeinden einen
Kinderhütedienst. Sie konnte dabei auf die
Hilfe von Frauen aus Appenzell-Ausser-
rhoden, die mit einem Car ins Glarnerland
fuhren, und von zahlreichen Jugendlichen
aus dem eigenen Kanton zählen. Sobald
die Frauen von Ausserrhoden nicht mehr
von der Landsgemeinde ausgeschlossen
sind, wird die Hilfeleistung auf Gegensei-
tigkeit beruhen.

Kanton Appenzell Innerrhoden
Nach Annahme des Frauenstimm- und
-Wahlrechts in Gemeindeangelegenheiten
im benachbarten Ausserrhoden, hat der
Regierungsrat von Innerrhoden beschlos-
sen, eine Vorlage über die Einführung des
Frauenstimmrechts auf Bezirks- und Ge-
meindeebene vorzubereiten und sie der
Landsgemeinde 1973 zu unterbreiten.

Kanton Ur!
Gegen den Volksentscheid vom 5. März,
mit welchem den Urnerinnen die politi-
sehen Rechte in Gemeinde- und Korpora-
tionsangelegenheiten zugestanden wur-
den, haben zwei Korporationen, Uri und
Urseren, beim Regierungsrat einen Rekurs
eingereicht. Auf diese Beschwerde ist der
Urner Regierungsrat nicht eingetreten und
er hat ihr auch keine aufschiebende Wir-
kung erteilt. Eine beim Bundesgericht ein-
gereichte Beschwerde wurde von den bei-
den Korporationen zurückgezogen, nach-
dem die Staatsrechtliche Kammer festge-
stellt hat, dass gemäss ständiger Rechts-
sprechung des Bundesgerichtes die Staats-
rechtliche Beschwerde gegen kantonale
Verfassungsbestimmungen unzulässig sei.
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